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I 0120/2025 (DDI)
Interpellation Anna Engeler (Grüne, Starrkirch-Wil): Umgang des Kantons Solothurn
mit Opfern von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen (14.05.2025)

Bis 1981 wurden für Kinder und Erwachsene von Amtes wegen schweizweit sogenannte für-
sorgerische Massnahmen verfügt. Dies können Fremdplatzierungen, Zwangsadoptionen, In-
haftierung ohne Delikt, erzwungene Abtreibungen und Sterilisierungen von Frauen oder
Zwangsmedikation sein. Es handelt sich um eines der dunkelsten Kapitel in der Schweizer
Geschichte und die Aufarbeitung ist noch lange nicht abgeschlossen. Betroffene können seit
längerem auf Bundesebene einen Solidaritätsbeitrag von 25'000 Franken beantragen als Zei-
chen der Anerkennung des erlittenen Unrechts und Ausdruck der gesellschaftlichen Solidari-
tät. In jüngerer Zeit haben die Stadt Zürich sowie der Kanton Schaffhausen entschieden, den
betroffenen Personen in der Stadt bzw. im Kanton eine zusätzliche Entschädigung auszuzah-
len. Damit entsteht eine Ungleichbehandlung Betroffener je nach Wohnort.

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden
Fragen:
1. Wurden die Auswirkungen einer solchen zusätzlichen Entschädigung einiger Städte oder

Kantone jemals in der Sozialdirektorenkonferenz thematisiert insbesondere hinsichtlich
der dadurch entstehenden Ungleichbehandlung der Opfer?

2. Wurde die Thematik fürsorgerischer Zwangsmassnahmen jemals kantonal aufgearbeitet?
Falls ja, wie? Falls nein, wieso nicht?

3. Gibt es statistische Zahlen zum Mengengerüst von Personen, die im Kanton Solothurn
Opfer fürsorgerischer Zwangsmassenahmen wurden? Wie viele Kinder, Männer, Frauen
waren betroffen?

4. Welche Zwangsmassnahmen kamen im Kanton Solothurn zum Einsatz?
5. Kann sich die Regierung vorstellen, die Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnehmen auf

kantonaler Ebene ebenfalls zusätzlich zu entschädigen?
6. Gibt es andere Massnahmen im Kanton Solothurn, um Opfer zur unterstützen oder deren

Leid, aufgrund staatlicher Massnahmen, öffentlich anzuerkennen?

Begründung 14.05.2025: Im Vorstosstext enthalten.
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